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keine weiteren Maßnahmen verlangt und 

sich mit der Ventilierung zufriedengege-

ben. Angesichts der von dem Surveyor 

als Fachfirma durchgeführten Inspektion, 

bei der er die Erfüllung der Zusicherung 

des Frachtführers überprüft hat, stellt das 

Gericht fest, dass T nicht haftet. Der Ab-

sender hat sich nämlich bewusst dafür 

entschieden, keine weiteren Maßnahmen, 

insbesondere das Waschen der Tanks, vor-

zunehmen, obwohl M und der Surveyor 

wussten (oder hätten wissen müssen), 

dass ein ernsthaftes Kontaminationsrisiko 

besteht, wenn man sich auf die bloße Ven-

tilierung der Tanks beschränkt. Es ist nicht 

überzeugend, nun im Rahmen des Prozes-

ses zu behaupten, dass T als Transportun-

ternehmen dies hätte wissen müssen, 

und dabei selbst Unwissenheit vorzutäu-

schen. 

Unter diesen Umständen kann sich M 

nicht auf die in Klausel 3.3 (C) der overe-

enkomst enthaltene Zusicherung in Be-

zug auf die Reinheit des Schiffes berufen. 

Nach belgischen Recht ist eine Vertrags-

partei nach Treu und Glauben daran ge-

hindert, sich auf eine vertragliche oder 

gesetzliche Garantie zu berufen, wenn sie 

selbst an deren Verletzung mitwirkt. Dies 

ist vorliegend der Fall. Zu dem Zeitpunkt 

als M die Beladung des Schiffes in Auf-

trag gab, kannte sie das Problem. Statt 

von ihrem Recht Gebrauch zu machen, 

für diesen Fall auf die Verladung zu ver-

zichten gemäß Klausel 3.7 der overeen-

komst, hat sie den Vertrag (ergänze: durch 

Beladung) weiter erfüllt. Nach Ansicht 

des Gerichtes besteht aus diesen Grün-

den kein Raum für eine Haftung von T. 

Das Urteil ist in  

flämischer Sprache  verfasst und von 

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer, 

 Frankfurt am Main,  zusammenfassend  

in deutscher Sprache  wiedergegeben. 

Anmerkung: 

Die vorstehend wiedergegebene Ent-

scheidung zeigt, wie wertvoll die interna-

tionale Rechtsvereinheitlichung auch im 

Rahmen des Transportrechtes durch das 

CMNI ist. Es ist eine wichtige rechtliche 

und auch ökonomische Voraussetzung für 

Binnenschifffahrt, dass die Transportkon-

ditionen und insbesondere auch die Haf-

tungskonditionen in den verschiedenen 

Staaten des europäischen Stromgebietes 

einheitlich sind und einheitlich ange-

wandt werden. 

Die Entscheidung aus Antwerpen unter-

streicht die Bedeutung der Tatsache, dass 

der Absender im Rahmen eines Binnen-

schiffstransportes als Warenfachmann 

maßgebliche Verantwortung für die ord-

nungsgemäße Behandlung der zu trans-

portierenden Güter, vorliegend Metha-

nol, trägt. Er kann diese Verantwortung 

nicht ohne weiteres durch entsprechende 

Vertragsklauseln auf den Frachtführer 

übertragen. 

Wie die Handelskammer des Gerichtes in 

Antwerpen nach Auffassung des Unter-

zeichners zu Recht entschieden hat, ist 

originär die Verladerseite, der Absender 

für die Festlegung der Transportbedin-

gungen, insbesondere für die Reinheits-

anforderungen der Laderäume oder 

Tanks eines Schiffes, verantwortlich. 

Dies ergibt sich nach Auffassung des Un-

terzeichners aus dem Wissen und Kennt-

nisstand des Absenders einerseits und 

dem Wissen und dem Aufgabenbereich 

des Frachtführers andererseits. Der 

Frachtführer, die Schiffsseite, ist verant-

wortlich dafür, dass das zu ladende Pro-

dukt betriebssicher verladen wird, also in 

einer Art und Weise, die die Sicherheit 

des Schiffes nicht gefährdet. Soweit spe-

zifische Eigenschaften des zu transportie-

renden Produktes eine potentielle Konta-

minationsgefahr mit sich bringen, darf 

sich der Frachtführer darauf verlassen, 

dass der Absender ihn vollständig und 

klar über die Bedingungen für den Trans-

port dieses spezifischen Produktes infor-

miert. 

Vom Frachtführer dagegen können 

Kenntnisse hinsichtlich des Produktes nur 

insoweit verlangt werden, als sie für die 

Sicherheit des Schiffes und für die Um-

welt von Bedeutung sind. Die Obliegen-

heit hinsichtlich der spezifischen Eigen-

schaften und der daraus resultierenden 

Transportbedingungen für die Unver-

sehrtheit des Produktes aber liegen in 

erster Linie beim Absender als Waren-

fachmann. Der Absender kann wissen 

oder sich die nötigen Informationen darü-

ber beschaffen, welche Gefahr für das zu 

transportierende Produkt außerhalb der 

Betriebssicherheit des Schiffes aus Vorla-

dungen und der Beschaffenheit der Tanks 

entstehen können. Es ist deshalb Oblie-

genheit des Absenders, den Frachtführer 

deutlich und unmissverständlich darüber 

zu informieren, welche Reinheitsanforde-

rungen er stellt.

Insbesondere wenn er von seinem Recht 

Gebrauch macht, die Tankräume zu inspi-

zieren und die Angaben des Schiffsfüh-

rers auf Kompatibilität des Produktes mit 

den Vorreiseprodukten zu überprüfen, ist 

es Sache des Absenders, das Schiff zu ak-

zeptieren oder abzulehnen. Deshalb hat 

das Gericht in Antwerpen (siehe auch ZfB 

2019, Sammlung Seite 2628 ff; ZfB 2021, 

Sammlung Seite 2707 ff und für die Nie-

derlande ZfB 2020, Sammlung Seite 2671 

ff und Anmerkung, Sammlung Seite 2676 

ff) auch zu Recht auf die entscheidende 

Bedeutung der Klausel hingewiesen, die 

den Absender berechtigt, ein Schiff als 

ungeeignet zurückzuweisen, ohne dass 

daraus Kostenfolgen oder gar Schadener-

satzpflichten des Absenders entstehen. 

Im Grunde wendet das Gericht in Antwer-

pen den Grundsatz des venire contra 

factum proprium an. Wer sehenden Au-

ges einen mindestens risikobehafteten 

Reinheitsgrad eines Tankschiffes akzep-

tiert, kann sich nicht darauf berufen, dass 

der Schiffer die Geeignetheit der Tanks 

und ihres Reinheitsgrades für das betrof-

fene Produkt zugesichert und garantiert 

habe. 

Deutsche Gerichte (LG Stade, ZfB 2009, 

Sammlung Seite 2045 ff; LG Hamburg, 

ZfB 2017, Sammlung Seite 2469 ff; OLG 

Hamburg, ZfB 2019, Sammlung Seite 

2621 ff; LG Duisburg, ZfB 2021, Samm-

lung Seite 2720 ff) haben in der Vergan-

genheit in vergleichbaren Fällen oft auf 

Zusicherungen der Reinheit der Tanks 

durch den Frachtführer abgestellt und ihn 

haftbar gemacht. Nach Auffassung des 

Unterzeichners werden dabei die von der 

Handelskammer in Antwerpen zu Recht 

herangezogenen Grundsätze nicht ausrei-

chend beachtet. Unbeschadet dessen ist 

es natürlich sehr zu begrüßen, wenn hin-

sichtlich Ladungsverunreinigungsfällen 

ohne Bedeutung ist, in welchem Staat 

des europäischen Stromgebietes und 

nach welchem nationalen Recht neben 

dem CMNI über derartige Fälle entschie-

den wird.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer,  

Frankfurt am Main
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